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10407 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Innovation, Technologie und 
Zukunft 

über den Beschluss des Nationalrates vom 7. Juli 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Tierversuchsgesetz 2012 geändert wird 

Durch die Verordnung (EU) 2019/1010 zur Angleichung der Berichterstattungspflichten im Bereich der 
Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 166/2006 und 
(EU) Nr. 995/2010, der Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 2010/63/EU, 
der Verordnungen (EG) Nr. 338/97 und (EG) Nr. 2173/2005 und der Richtlinie 86/278/EWG sollen 
Änderungen zur Verbesserung der Transparenz und Reduktion des Verwaltungsaufwands an der 
Tierversuchs-Richtlinie vorgenommen werden. Diese Anpassungen werden mit dem gegenständlichen 
Beschluss des Nationalrates umgesetzt. 
Ein Grund für unionsrechtlich gebotene Anpassungen sind die in der Verordnung (EU) 2019/1010 
vorgesehenen Änderungen betreffend Berichtspflichten. Die Änderungen betreffen vor allem die 
Berichtspflichten an die Kommission, erfordern in weiterer Folge aber auch die Anpassung nationaler 
Berichtspflichten. Erwägungsgrund 10 der Verordnung (EU) 2019/1010 führt zu den Hintergründen der 
geänderten Berichtspflichten Folgendes aus: 
„Um die Transparenz zu verbessern und den Verwaltungsaufwand zu verringern ist es notwendig, die in 
den Artikeln 43, 54 und 57 der Richtlinie 2010/63/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
festgelegten Berichtspflichten zu ändern. Es ist notwendig, eine zentrale, frei zugängliche durchsuchbare 
Datenbank für nichttechnische Projektzusammenfassungen und die damit verbundenen rückblickenden 
Bewertungen zu errichten sowie der Kommission Durchführungsbefugnisse zu übertragen. Diese 
Durchführungsbefugnisse umfassen die Festlegung eines gemeinsamen Formats für die Vorlage der 
nichttechnischen Projektzusammenfassungen und der damit verbundenen rückblickenden Bewertungen 
sowie eines gemeinsamen Formats für die Einreichung von Informationen über die Umsetzung und 
statistische Daten und deren Inhalt. Es ist ebenfalls notwendig, die dreijährliche statistische 
Berichterstattung der Kommission durch die Verpflichtung der Kommission zur Einrichtung und 
Unterhaltung einer dynamischen zentralen Datenbank und zur jährlichen Freigabe von statistischen 
Informationen zu ersetzen.“ 
Durch den vorliegenden Beschluss des Nationalrates werden die entsprechenden Anpassungen 
vorgenommen und auch die von der Europäischen Kommission gegen das Tierversuchsgesetz 2012 
vorgebrachten Kritikpunkte zu beheben. 
 
Der Ausschuss für Innovation, Technologie und Zukunft hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 14. Juli 2020 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Ing. Isabella Kaltenegger. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Marlies Steiner-Wieser und Stefan 
Schennach. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Ing. Isabella Kaltenegger gewählt. 
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Der Ausschuss für Innovation, Technologie und Zukunft stellt nach Beratung der Vorlage am 14. Juli 
2020 mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

Wien, 2020 07 14 

 Ing. Isabella Kaltenegger Stefan Schennach 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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